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1. Instanz

Aktenzeichen S 56 AL 639/02
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2. Instanz

Aktenzeichen L 10 AL 44/03
Datum 28.05.2004

3. Instanz

Datum -

Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist ein Anspruch auf Arbeitslosengeld (Alg) bzw. Arbeitslosenhilfe (Alhi).

Der 1959 geborene KlÃ¤ger arbeitete bis zum 25. November 1996 im Rahmen
verschiedener BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse als GerÃ¼stbauer. An diesem Tage
erlitt er einen Arbeitsunfall (Verletzung im Bereich des rechten Kniegelenkes) und
war seitdem arbeitsunfÃ¤hig krank. Nach Auslaufen der Lohnfortzahlung gewÃ¤hrte
ihm die AOK Berlin (AOK) ab 6. Januar 1997 Krankengeld. Zum 14. Januar 1997
kÃ¼ndigte sein Arbeitgeber das ArbeitsverhÃ¤ltnis.

Da die AOK eine Ã¼ber den 14. August 1997 hinausgehende ArbeitsunfÃ¤higkeit
und einen entsprechenden Krankengeldanspruch zunÃ¤chst nicht anerkannte
(Bescheid vom 11. August 1997), meldete sich der KlÃ¤ger am 15. August 1997 bei
der Beklagten arbeitslos und beantragte Alg. Dabei gab er an, zur Zeit seit dem 25.
November 1996 bis laufend vom Arzt arbeitsunfÃ¤hig krank geschrieben zu sein
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und die TÃ¤tigkeiten aus seiner letzten BeschÃ¤ftigung nicht weiterhin ausÃ¼ben
zu kÃ¶nnen. Er stelle sich im Rahmen des zu erwartenden Ã¤rztlichen Gutachtens
der Arbeitsvermittlung zur VerfÃ¼gung. Entsprechend der weiteren
Krankschreibung durch seinen behandelnden Arzt erhob er gegen den die
Wiederherstellung seiner ArbeitsfÃ¤higkeit ab 15. August 1997 feststellenden
Bescheid der AOK Widerspruch.

Durch Schreiben vom 5. September 1997 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, er
habe trotz krankheitsbedingt fehlender (objektiver) VerfÃ¼gbarkeit gemÃ¤Ã� Â§
105 a Abs. 1 Satz 1 ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) grundsÃ¤tzlich bis zur
Feststellung von BerufsunfÃ¤higkeit oder ErwerbsunfÃ¤higkeit im Sinne der
gesetzlichen Rentenversicherung Anspruch auf Leistungen (Alg/Alhi). GemÃ¤Ã� Â§
105 a Abs. 2 Satz 1 AFG sei sie verpflichtet, ihn aufzufordern, innerhalb eines
Monats nach Zugang dieses Schreibens Leistungen zur Rehabilitation zu
beantragen.

TatsÃ¤chlich hatte der KlÃ¤ger zuvor schon medizinische Leistungen zur
Rehabilitation bei der Landesversicherungsanstalt Berlin (LVA) beantragt, die ihm
durch Bescheid vom 10. September 1997 bewilligt wurden.

Durch Bescheid vom selben Tage â�� 10. September 1997 â�� bewilligte die
Beklagte dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Anspruchsdauer von 312 Tagen ab 15. August 1997
Alg. Diese Leistung hob sie mit Ablauf des 21. Oktober 1997 wieder auf, weil der
KlÃ¤ger sich am 22. Oktober 1997 in stationÃ¤re Heilbehandlung begab und die
AOK ihm fÃ¼r die Zeit vom 22. Oktober 1997 bis 19. November 1997 im Auftrag der
LVA Ã�bergangsgeld zahlte. FÃ¼r die anschlieÃ�ende Zeit vom 20. November 1997
bis 1. Januar 1998 gewÃ¤hrte die AOK dem KlÃ¤ger erneut Krankengeld.
AuÃ�erdem gab sie dem Widerspruch des KlÃ¤gers durch Bescheid vom 6. Januar
1998 statt und hob den die Beendigung der ArbeitsunfÃ¤higkeit ab 15. August 1997
feststellenden Bescheid vom 11. August 1997 auf. Sie werde unter der
Voraussetzung durchgehender ArbeitsunfÃ¤higkeit sowie der BerÃ¼cksichtigung
des Erstattungsanspruchs der Beklagten Krankengeld nachzahlen.

Mit Wirkung zum 1. Februar 1998 meldete sich der KlÃ¤ger erneut arbeitslos und
beantragte Alg. Er gab dazu an, das er bis 31. Januar 1998 arbeitsunfÃ¤hig krank
geschrieben gewesen sei. AntragsgemÃ¤Ã� bewilligte die Beklagte ihm wieder Alg
fÃ¼r den Restanspruch von 297 (Kalender) Tagen.

Zum 4. Mai 1998 meldete sich der KlÃ¤ger wegen Aufnahme einer selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit bei einem Restanspruch von 205 Tagen aus dem Leistungsbezug ab,
woraufhin die Beklagte den Wiederbewilligungsbescheid von da an aufhob.

Erst durch Bescheid vom 21. Dezember 1999 erkannte die Bau-
Berufsgenossenschaft Hannover (Bau-BG) das Vorliegen eines Arbeitsunfalls und
durch Bescheid vom 3. Juli 2000 den Anspruch auf Verletztengeld fÃ¼r die Zeit vom
25. November 1996 bis 31. Januar 1998 an. Hinsichtlich des Anspruchszeitraums
vom 15. August 1997 bis 21. Oktober 1997 befriedigte sie den Erstattungsanspruch
der Beklagten in voller HÃ¶he. Dies veranlasste die Beklagte, den Alg-
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Bewilligungsbescheid vom 10. September 1997 (auch) insoweit aufzuheben
(Bescheid vom 13. Februar 2003).

Nach Aufgabe seiner selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit mit Ablauf des 30. November 2001
meldete sich der KlÃ¤ger bei der Beklagten mit Wirkung zum 1. Dezember 2001
erneut arbeitslos und beantragte Alg. Durch Bescheid vom 19. Dezember 2001
lehnte die Beklagte den Leistungsanspruch ab. Im bestÃ¤tigenden
Widerspruchsbescheid vom 1. Februar 2002 fÃ¼hrte sie aus, dass der KlÃ¤ger
selbst in der im Hinblick auf seine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit bis zum 15. August
1997 verlÃ¤ngerten Rahmenfrist keine zwÃ¶lf Monate in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden und deshalb die Anwartschaftszeit nicht
erfÃ¼llt habe. Ã�ber den 15. August 1997 hinaus kÃ¶nne die Rahmenfrist nicht
verlÃ¤ngert werden, weil sie nicht in eine vorangegangene Rahmenfrist
hineinreiche, in der der Arbeitslose eine Anwartschaftszeit erfÃ¼llt gehabt habe.
Der KlÃ¤ger habe zuletzt am 15. August 1997 einen Anspruch auf Alg erworben.
Diesen kÃ¶nne er (hinsichtlich der Restanspruchsdauer) auch nicht mehr geltend
machen, weil nach seiner Entstehung vier Jahre verstrichen seien. Schon im
Ausgangsbescheid hatte die Beklagte dargelegt, dass dem KlÃ¤ger auch keine Alhi
zustehe, weil er innerhalb der Vorfrist kein Alg bezogen habe.

WÃ¤hrend des Verfahrens vor dem Sozialgericht (SG) Berlin gewÃ¤hrte die Bau-BG
dem KlÃ¤ger durch Bescheid vom 23. April 2002 BerufsfÃ¶rderungsmaÃ�nahmen
und zahlte ihm Ã�bergangsgeld. Am 19. September 2002 meldete er sich bei der
Beklagten erneut arbeitslos und beantragte Alg/Alhi. Die Beklagte lehnte auch
diesen Leistungsantrag aus den GrÃ¼nden der vorangegangenen Ablehnung ab
(Bescheid vom 23. September 2002). Den dagegen gerichteten Widerspruch
verwarf sie als unzulÃ¤ssig, weil der Bescheid Gegenstand des anhÃ¤ngigen
Klageverfahrens geworden sei (Widerspruchsbescheid vom 16. Oktober 2002).
Vorsorglich erweiterte der KlÃ¤ger die Klage diesbezÃ¼glich.

Durch Urteil vom 24. Juni 2003 wies das SG die auf Alg, hilfsweise Alhi ab 1.
Dezember 2001 sowie auf Alhi ab 19. September 2002 gerichtete Klage aus den
GrÃ¼nden der Vorentscheidungen ab. Die Rahmenfrist, innerhalb derer die
Anwartschaftszeit erfÃ¼llt sein mÃ¼sse, sei nicht Ã¼ber den 15. August 1997
hinaus bis zu fÃ¼nf Jahren in die Vergangenheit zu verlÃ¤ngern. Es bleibe dabei,
dass am 15. August 1997 ein Anspruch auf Alg entstanden sei (und damit Tags
zuvor eine Rahmenfrist mit erfÃ¼llter Anwartschaftszeit begonnen habe, in die eine
neue Rahmenfrist nicht hineinreiche). Zwar habe die Beklagte durch die
nachtrÃ¤gliche Zuerkennung von Verletztengeld fÃ¼r die Zeit vom 15. August 1997
bis 21. Oktober 1997 einen Erstattungsanspruch gegen die Bau-BG erworben und
gelte das geleistete Alg Kraft gesetzlicher Fiktion als geleistetes Verletztengeld. Das
Ã¤ndere aber nichts daran, dass der Alg-Anspruch am 15. August 1997 entstanden
sei. Die Zuerkennung von Verletztengeld habe lediglich zum Ruhen des
(entstandenen) Alg-Anspruchs gefÃ¼hrt.

Mit der Berufung macht der KlÃ¤ger geltend, sein Alg-Anspruch sei am 15. August
1997 nicht entstanden, weil er wegen der Zuerkennung von Verletztengeld geruht
habe. FÃ¼r diesen Fall ergebe sich zwar â�� nach den AusfÃ¼hrungen des Senats
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im Verfahren zur GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes â�� keine
VerlÃ¤ngerung der Rahmenfrist, sondern eine VerkÃ¼rzung, weil dann der Alg-
Anspruch erstmals bei seiner erneuten Geltendmachung am 1. Februar 1998
entstanden (und nicht nur wiederaufgelebt) sei. Wenn folglich erst recht (im
Hinblick auf die schon am 1. Februar 1998 endende Rahmenfrist) am 1. Dezember
2001 kein neuer Alg-Anspruch entstanden sei, so sei doch zu diesem Zeitpunkt der
am 1. Februar 1998 entstandene Anspruch noch nicht erloschen gewesen, so dass
er hinsichtlich der Restanspruchsdauer noch zu erfÃ¼llen und im Anschluss daran
Alhi zu gewÃ¤hren sei.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 24. Juni 2003 sowie den Bescheid vom 19.
Dezember 2001 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 1. Februar 2002
und den Bescheid vom 23. September 2002 nebst Widerspruchsbescheid vom 16.
Oktober 2002 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm ab 1. Dezember
2001 Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosenhilfe und ab 19. September 2002
Arbeitslosenhilfe zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten
(einschlieÃ�lich der Akte des SG â�� S 56 AL 639/02 â�� und der Beiakten â�� S 56
AL 639/02 ER/L 10 B 88/02 ALER -) und der Leistungsakten der Beklagten (zur
Kd.-Nr. 922 A 263956) verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Das SG hat in BestÃ¤tigung der angefochtenen Bescheide zutreffend entschieden,
dass dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit ab 1. Dezember 2001 weder Alg noch (Anschluss-)
Alhi und letztere auch nicht ab 19. September 2002 zusteht. Allerdings konnte das
SG Ã¼ber die Bescheide vom 23. September 2002/16. Oktober 2002 nicht Kraft des
Â§ 96 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) â�� wie es mit der Beklagten angenommen
hat â�� sondern nur auf Grund der Klageerweiterung gemÃ¤Ã� Â§ 99 SGG in der
Sache entscheiden. Denn der Bescheid vom 23. September 2002 betraf einen
neuen Leistungsanspruch ab 19. September 2002 nach Auslaufen der
Ã�bergangsgeldgewÃ¤hrung durch die Bau-BG und konnte einen etwaigen
jedenfalls durch den Beginn des Ã�bergangsgeldbezuges begrenzten
Leistungsanspruch ab 1. Dezember 2001 weder Ã¤ndern noch ersetzen.

Der KlÃ¤ger hat ab 1. Dezember 2001 keinen Anspruch auf Alg, weil er die
Anwartschaftszeit nicht erfÃ¼llt hat und der Restanspruch aus einem frÃ¼her
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erworbenen Leistungsanspruch erloschen ist. Die Anwartschaftszeit â�� als eine der
Voraussetzungen des Alg-Anspruchs (Â§ 117 Abs. 1 Nr. 3 Sozialgesetzbuch (SGB) III)
erfÃ¼llt der KlÃ¤ger deshalb nicht, weil er auch in der um die Zeiten der
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit verlÃ¤ngerten Rahmenfrist von drei Jahren (Â§ 124 Abs.
1, Abs. 3 Nr. 3 SGB III) keine 12 Monate in einem VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis
(vgl. Â§ 123 Satz 1Nr. 1 SGB III) gestanden hat. Die Rahmenfrist, die mit dem Tag
vor der ErfÃ¼llung aller sonstigen Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf Alg
beginnt (Â§ 124 Abs. 1 SGB III), reicht nicht in eine vorangegangene Rahmenfrist
hinein, in der der Arbeitslose eine Anwartschaftszeit erfÃ¼llt hatte (Â§ 124 Abs. 2
SGB III). Danach reicht die Rahmenfrist bis zum 15. August 1997 zurÃ¼ck. Denn am
14. August 1997 begann eine vorangegangene Rahmenfrist, in der der KlÃ¤ger eine
Anwartschaftszeit erfÃ¼llt hatte.

Der 14. August 1997 war der Tag vor der ErfÃ¼llung aller sonstigen
Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf Alg, wie es der Beginn einer Rahmenfrist
voraussetzt. Ab 15. August 1997 war der KlÃ¤ger â�� nach den damals noch
maÃ�geblichen Vorschriften des AFG (Â§ 100 Abs. 1 AFG) â�� arbeitslos, stand der
Arbeitsvermittlung zur VerfÃ¼gung, erfÃ¼llte die Anwartschaftszeit, hatte sich
beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und Alg beantragt. Zwar war der KlÃ¤ger am
15. August 1997 arbeitsunfÃ¤hig krank geschrieben und fehlte es deshalb an der
objektiven VerfÃ¼gbarkeit (vgl. Â§ 103 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AFG), was auch die AOK
im Nachhinein anerkannte. Doch scheiterte der Anspruch auf Alg daran nicht, weil
dem KlÃ¤ger die sogenannte Nahtlosigkeitsregelung des Â§ 105 a Abs. 1 Satz 1 AFG
zugute kam. Danach hatte Anspruch auf Alg auch, wer die Voraussetzungen fÃ¼r
den Anspruch auf Alg allein deshalb nicht erfÃ¼llte, weil er wegen einer nicht nur
vorÃ¼bergehenden Minderung seiner LeistungsfÃ¤higkeit keine mehr als
geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes ausÃ¼ben konnte, wenn weder BerufsunfÃ¤higkeit noch
ErwerbsunfÃ¤higkeit im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung festgestellt
worden war.

Von einer nicht nur vorÃ¼bergehenden Minderung der LeistungsfÃ¤higkeit im Sinne
des Â§ 105 a Abs. 1 Satz 1 AFG war regelmÃ¤Ã�ig bei einer voraussichtlich lÃ¤nger
als sechs Monate fortbestehenden Leistungsminderung auszugehen. Dabei war die
Beklagte nur dann befugt, Ã¼ber den Umfang der LeistungsfÃ¤higkeit als
Voraussetzung der VerfÃ¼gbarkeit zu entscheiden, wenn zweifelsfrei nur eine
vorÃ¼bergehende Leistungsminderung vorlag (vgl. Urteil des Bundessozialgerichts
(BSG) vom 9. August 1990 â�� 11 RAr 141/88 â�� = SozR 3-4100 Â§ 105 a Nr. 2 S.
8). Dies (zweifelsfrei) belegende Anhaltspunkte lassen sich hier nicht feststellen.
Der KlÃ¤ger war seit dem 25. November 1996 arbeitsunfÃ¤hig krank, im Zeitpunkt
der Arbeitslosmeldung und Antragstellung am 15. August 1997 mithin bereits
nahezu neun Monate. TatsÃ¤chlich war er dann noch weitere 5 Â½ Monate,
nÃ¤mlich bis zum 31. Januar 1998, arbeitsunfÃ¤hig krank.

Die ErwÃ¤gung des KlÃ¤gers, er sei bei Antragstellung am 15. August 1997 nur
(noch) vorÃ¼bergehend arbeitsunfÃ¤hig krank gewesen und habe deshalb damals
die Leistungsvoraussetzungen gegenÃ¼ber der Beklagten nicht erfÃ¼llt (vgl. dazu
auch Â§ 105 b AFG), entbehrt danach der erforderlichen sicheren Grundlage.
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GrÃ¼nde, die zum nachtrÃ¤glichen, rÃ¼ckwirkenden Wegfall des Anspruchs auf Alg
ab 15. August 1997 hÃ¤tten fÃ¼hren kÃ¶nnen, bestehen nicht. Dies ergibt sich
insbesondere nicht daraus, dass der Anspruch auf Alg wegen etwaiger
nachtrÃ¤glicher Zuerkennung von Krankengeld oder der gewissen nachtrÃ¤glichen
Zuerkennung von Verletztengeld gemÃ¤Ã� Â§ 118 Abs. 1 Nr. 2 AFG ruhte. Denn
RuhenstatbestÃ¤nde hindern das Entstehen des Alg-Anspruchs nicht, sie setzen
sein Bestehen vielmehr voraus (vgl. BSG a.a.0 S. 6,7) und begrÃ¼nden lediglich
eine Zahlungssperre.

Am Fortbestehen des Alg-Anspruchs hat auch der Umstand nichts geÃ¤ndert, dass
die Beklagte die Leistungsbewilligung fÃ¼r die Zeit von 15. August bis 21. Oktober
1997 durch Bescheid vom 13. Februar 2003 wieder aufhob. Die
Leistungsbewilligung hatte keinen den Alg-Anspruch begrÃ¼ndenden Charakter,
sondern erkannte lediglich die aus dem Kraft Gesetzes entstandenen Anspruch sich
ergebende Leistung zu.

Im Ã�brigen hat die Beklagte den Bewilligungsbescheid vom 10. September 1997
fÃ¼r den vorgenannten Zeitraum zu Unrecht aufgehoben. Im Hinblick auf den
Erstattungsanspruch der Beklagten gegen die Bau-BG gemÃ¤Ã� Â§Â§ 103, 104 SGB
X und die ErfÃ¼llungsfiktion des Â§ 107 SGB X hat der KlÃ¤ger im Ergebnis durch
die Leistung der Beklagten nicht (wegen des Ruhens des Leistungsanspruchs) zu
Unrecht Alg bezogen, sondern â�� in HÃ¶he des Alg â�� zu Recht Verletztengeld
(vgl. BSG-Urteil vom 29. April 1997 â�� 8 RKn 29/95 â�� = SozR 3-1300 Â§ 107 Nr.
10). Anders verhÃ¤lt es sich nur, wenn ein Erstattungsanspruch zwischen den
LeistungstrÃ¤gern nicht entstanden ist, weil der eigentlich zur Leistung verpflichtete
LeistungstrÃ¤ger in Unkenntnis der Leistung des letztlich nicht leistungspflichtigen
LeistungstrÃ¤gers selbst bereits geleistet hat. In diesem Falle kommt es mangels
eines Erstattungsanspruchs auch nicht zur ErfÃ¼llungsfiktion nach Â§ 107 SGB X
und erweist sich die Leistung des letztlich nicht leistungspflichtigen
LeistungstrÃ¤gers als zu Unrecht erfolgt, die zur Aufhebung und RÃ¼ckforderung
gegenÃ¼ber dem LeistungsempfÃ¤nger berechtigt (vgl. das vom KlÃ¤ger zitierte
BSG-Urteil vom 19. Februar 1986 â�� 7 RAr 55/84 â�� = SozR 1300 Â§ 48 Nr. 22).

War nach allem zuletzt ein Alg-Anspruch am 15. August 1997 entstanden, so konnte
er bei erneuter Antragstellung am 1. Dezember 2001 und erst recht am 19.
September 2002 nicht mehr geltend gemacht werden. Nach Â§ 147 Abs. 2 SGB III
kann ein Anspruch auf Alg nicht mehr geltend gemacht werden, wenn nach seiner
Entstehung â�� wie hier â�� vier Jahre verstrichen sind.

Reichte danach ferner die Rahmenfrist, innerhalb derer die Anwartschaftszeit fÃ¼r
einen neuen Alg-Anspruch ab 1. Dezember 2001 bzw. ab 19. September 2002 zu
erfÃ¼llen war, nicht weiter als bis zum 15. August 1997 bzw. bis zum 19.
September 1997 (FÃ¼nf-Jahres-Frist gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGB III ab 19.
September 2002) zurÃ¼ck, so konnte auch kein neuer Alg-Anspruch entstehen.
Denn in der Rahmenfrist vom 15. August 1997 bis zum 30. November 2001 stand
der KlÃ¤ger lediglich vom 15. August 1997 bis 31. Januar 1998 und in der
Rahmenfrist vom 19. September 1997 bis zum 18. September 2002 lediglich vom
19. September 1997 bis 31. Januar 1998 und erneut von Ende April 2002 bis 18.
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September 2002 (Ã�bergangsgeldbezug durch die Bau-BG) in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis, also in keinem Falle â�� wie erforderlich (Â§ 123
Satz 1 Nr. 1 SGB III) â�� in einem Umfang von mindestens zwÃ¶lf Monaten).

SchlieÃ�lich erfÃ¼llte der KlÃ¤ger auch nicht die Voraussetzungen fÃ¼r den Bezug
von Alhi ab 1. Dezember 2001 bzw. ab 19. September 2002. In der maximal um
zwei Jahre auf drei Jahre zu verlÃ¤ngernden Vorfrist â�� das wÃ¤re vom 1.
Dezember 1998 bis 30. November 2001 bzw. vom 19. September 1999 bis 18.
September 2002 (vgl. Â§ 192 Abs. 1 SÃ¤tze 1 und 2 SGB III) â�� hat der KlÃ¤ger
kein Alg bezogen, wie es die Vorschrift des Â§ 190 Abs. 1 Nr. 4 SGB III fÃ¼r den
Anspruch auf (Anschluss) Alhi voraussetzt. Der letzte Alg-Bezug endete vielmehr am
3. Mai 1998.

Nach allem musste die Berufung insgesamt erfolglos bleiben.

Die Kostenentscheidung nach Â§ 193 Abs. 1 SGG entspricht dem Ergebnis in der
Hauptsache.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht
vor.

Erstellt am: 17.11.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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